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Hintergrund und Zielsetzung der Studie 

Die Säulen der parlamentarischen Demokratie werden durch unvorhersehbare Krisen, welche die öffentliche 
Sicherheit und Gesundheit oder die Stabilität der sozioökonomischen Grundlagen einer Gesellschaft bedrohen, 
auf eine harte Probe gestellt. Da zur Bewältigung solcher Krisen schnelle Entscheidungen notwendig sind, die 
mitunter Grund- und Bürgerrechte erheblich einschränken, greift die Politik auf Instrumente und Verfahren des 
Notstandsrechts zurück, mit denen die Entscheidungsbefugnisse von Regierungen zulasten jener der 
Parlamente ausgeweitet werden. Zuletzt sahen sich Länder auf der ganzen Welt einer neuartigen und sich 
dynamisch verändernden Gesundheitsgefahr in Form der COVID-19-Pandemie gegenüber. Dabei waren die 
Reaktionsmöglichkeiten der EU stark begrenzt: Sowohl die Mitgliedstaaten als auch die Europäische 
Kommission hatten die Gefahr und Virulenz der COVID-19-Infektion lange unterschätzt. Weil es an klar 
definierten Verfahren im Kompetenzrahmen der EU fehlte, verlegten sich die Mitgliedstaaten auf ihre eigenen 
Notfallinstrumente.  

                                                             
1 Volltext der Studie in englischer Sprache abrufbar unter: 
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/730838/IPOL_STU(2022)730838_EN.pdf 

KURZFASSUNG 

In dieser Studie, die von der Fachabteilung Bürgerrechte und konstitutionelle Angelegenheiten 
des Europäischen Parlaments auf Wunsch des Ausschusses für konstitutionelle Fragen in Auftrag 
gegeben wurde, werden die Hindernisse für eine demokratische, transparente und effiziente 
Beschlussfassung auf Unionsebene in dringlichen Fällen mit besonderem Schwerpunkt auf dem 
Europäischen Parlament betrachtet. Sie gibt einen systematischen Überblick über die Rolle und 
Funktionen des Parlaments sowie die interinstitutionelle Zusammenarbeit in den jüngsten 
Krisensituationen und schließt mit Vorschlägen für eine Verbesserung der bisherigen Regelung 
und der internen Verfahren des Parlaments ab.  

 

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/730838/IPOL_STU(2022)730838_EN.pdf


Zusammenfassung – Verbesserung der Dringlichkeitsverfahren und Krisenvorsorge innerhalb des Europäischen 
Parlaments und der Unionsorgane 

 

   2 

Die Rolle des Parlaments wurde schon oft durch Notlagen und andere Situationen beschnitten, die eine rasche 
Reaktion erforderten, wie z. B. bei der Wirtschafts- und Finanzkrise von 2009–2012, der sogenannten 
Migrationskrise von 2015–2016, dem Abschluss des mehrjährigen Finanzrahmens (MFR), der vorläufigen 
Anwendung internationaler Abkommen und nun der COVID-19-Pandemie. Darüber hinaus musste das 
Parlament seine Beschlussverfahren in ähnlich gelagerten Situationen anpassen, um auf eine Notlage oder 
einen dringlichen Umstand zu reagieren. Zu diesen Anpassungen gehörten die Verkürzung bestimmter 
Verfahren, die Einschränkung der Rolle und der Erfüllung des Parlamentsmandats der Mitglieder, der 
Beteiligung von parlamentarischen Ausschüssen und die Reduzierung der nötigen Kontrollfristen. 
Rechtsetzungsverfahren im Zusammenhang mit COVID-19 unterlagen in der Regel Artikel 163 (Dringlichkeit) 
der Geschäftsordnung (GO) des Parlaments.   

Um Erkenntnisse aus der Bewältigung vergangener Krisensituationen sowohl innerhalb des Parlaments als 
auch zwischen den Unionsorganen zu ziehen, werden in dieser Studie Hindernisse betrachtet, die einer 
demokratischen, transparenten, umgehenden und effizienten Beschlussfassung im Parlament und in den 
Unionsorganen im Wege stehen, und Lösungen zur Verbesserung der Situation gesucht. Es wird untersucht, 
ob die internen Prozesse und Verfahren des Parlaments überarbeitet und ausgebaut werden müssen, um mit 
diesen Umständen effizient umzugehen, während gleichzeitig einerseits die grundlegende Rolle des 
Parlaments als legislative, haushaltsrechtliche und politische Kontrollinstanz gewahrt wird und andererseits 
seine Funktionen in den Bereichen Vertretung und Partizipation, Politikgestaltung, Wahlen und 
Systementwicklung gesichert sind. 

Um festzustellen, wie die interne Kapazität des Parlaments verbessert werden könnte, damit Dossiers auch in 
dringlichen Situationen ordnungsgemäß bearbeitet werden, wurden die gegenwärtigen Verfahren und 
Vorgehensweisen des Parlaments auf Ebene der Ausschüsse und Plenartagungen betrachtet.  

In der Studie wird weiterhin behandelt, ob besondere Verfahren eingerichtet werden sollten, die für eine 
ordnungsgemäße Kontrolle der anstehenden Dossiers sorgen.  

Angesichts der Rolle des Parlaments innerhalb des größeren, interinstitutionellen Verwaltungsgefüges wird 
untersucht, wie sich die Zusammenarbeit zwischen Unionsorganen in Krisenzeiten verbessern lässt. Es wird 
ein systematischer Überblick zur gegenwärtigen Regelung sowie zur bisherigen Zusammenarbeit zwischen 
den Unionsorganen in Notlagen gegeben und festgestellt, wie diese Zusammenarbeit im geltenden Rechts- 
und Verfahrensrahmen verbessert werden kann, insbesondere im Zusammenhang mit der 
Rahmenvereinbarung über die Beziehungen zwischen dem Europäischen Parlament und der Europäischen 
Kommission (IIV-RV), der Interinstitutionellen Vereinbarung (IIV) über bessere Rechtsetzung (IIV-BRS) und 
anderen IIV.  

Abschließend wird erwogen, ob es denkbar wäre, einen gesonderten (eigenständigen) Krisenmechanismus 
für das Parlament und die anderen Unionsorgane zu entwickeln, um in Notlagen wirksam handeln zu 
können.  

 
Ergebnisse und Empfehlungen 

Die Studie zeigt, dass das Parlament sogar unter Notfallbedingungen dazu in der Lage ist, seine Kernfunktionen 
effizient zu erfüllen. Dabei ist nicht außer Acht zu lassen, dass es dadurch zu Einbußen bei der demokratischen 
Qualität und Transparenz kommt. 

Das Parlament war dazu bereit und fähig, schnell und wirksam auf die Herausforderungen der COVID-
19-Pandemie zu reagieren. Insbesondere zeigte das Parlament bei Ausübung seiner gesetzgeberischen 
Funktionen, dass es seine Politikgestaltungsfunktion mithilfe neuer digitaler Verfahren und 
Abstimmungsregelungen über sämtliche Phasen des Beschlusszyklus hinweg aufrechterhalten kann. Wie 
bei den MFR-Verhandlungen oder bei den Debatten zu internationalen Abkommen festgestellt wurde, bewies 
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das Parlament, dass es auch unter den schwierigeren Bedingungen der COVID-19-Krise als vollkommen 
legitimer Mitgesetzgeber tätig sein kann.  

Die politischen Kosten der eingeführten Sonderverfahren sind jedoch nicht zu unterschätzen: Virtuell 
abgehaltene Ausschuss- und Plenardebatten sind durch hohe Sterilität geprägt, da die normalerweise zu 
beobachtenden spontanen oder informellen Rollenprofile der MdEP auf ein Minimum reduziert sind.  

Hat bereits die Einschaltung eines Dringlichkeitsverfahrens erhebliche Einschränkungen hinsichtlich der 
Möglichkeiten zum Vorlegen und Aushandeln von Änderungsanträgen zur Folge, stellt der Wechsel zu 
virtuellen Beratungen und Beschlussformaten eine zusätzliche Erschwernis dar. Normalerweise behandeln und 
erörtern MdEP Änderungsvorschläge für Berichte, Entschließungen und Rechtsvorschriften in einem freien, 
parteiübergreifenden Austausch. Dabei werden Kompromissentschließungsanträge ausgehandelt, in denen 
einzeln eingereichte Änderungsanträge zusammengefasst sind, und zwar oft in einem informellen Austausch 
und unter reger Teilnahme von Bediensteten der Parlamentsfraktionen, Ausschusssekretariaten und 
parlamentarischer Assistenz. Beim virtuellen Beratungsformat sind diese Möglichkeiten zwar ebenfalls mithilfe 
von kurzfristig anberaumten Videokonferenzen gegeben, doch wird durch die unter den Bedingungen der 
Notlage auferlegten Zeit- und Mengenbeschränkungen ein offener, informeller Austausch behindert.  

Gerade dieser freie, nicht streng durchgeplante Austausch bildet jedoch einen wesentlichen Aspekt der 
Visualisierung der parlamentarischen Partizipations- und Vertretungsfunktion. Die spontane 
Reaktionsmöglichkeit und Informalität tragen wesentlich dazu bei, dass MdEP unmittelbar, ungeplant und 
unvorhersehbar das Wort ergreifen können, um von ihren Kollegen Rechenschaft zu fordern.  

Informationsasymmetrien sind in virtuellen Umgebungen besonders ausgeprägt: Wenn sich die 
politischen Entscheidungsträger – in diesem Fall die MdEP – beraten und Beschlüsse fassen müssen, während 
sie physisch von ihren unterstützenden Stellen (Ausschusssekretariaten, Bediensteten der 
Parlamentsfraktionen, persönlicher Assistenz) getrennt sind, die sich normalerweise in Reichweite befinden, 
verfügen sie über weniger Zugang zu Verhandlungsinformationen, als dies beim Rat oder der Kommission 
der Fall ist. Schließlich führen diese beiden Organe auch im Normalfall schriftliche oder andere distanzbasierte 
Verfahren durch.  

Es werden Vorteile und Nachteile der Durchführung virtueller Beratungs-, Beschlussfassungs- und 
Abstimmungsverfahren aufgezeigt. In diesem Zusammenhang müsste sich das Parlament damit befassen, wie 
sich die Grundsätze der Gleichheit, Mehrsprachigkeit und der Ausübung des freien Mandats mit den 
technischen Anforderungen eines virtuell tagenden Parlaments vereinbaren lassen. Des Weiteren wäre es 
dringend nötig, dass das Parlament insbesondere mit der Kommission und dem Rat gemeinsam nutzbare 
Infrastrukturen und Vorschriften für virtuelle, interinstitutionelle Verhandlungen über sämtliche 
Phasen des Politikzyklus hinweg vereinbart. Die IIV über bessere Rechtsetzung würde einen guten 
Ausgangspunkt dafür bilden, da sie bereits Grundvorschriften für die interinstitutionelle Zusammenarbeit bei 
Legislativplanung, Beratung, Annahme, Umsetzung und Evaluierung enthält. Sondervorschriften zu 
Fernverhandlungen könnten in die Gemeinsame Erklärung zu den praktischen Modalitäten des neuen 
Mitentscheidungsverfahrens insbesondere in Bezug auf Ziffern 7 und 8 zu den praktischen Modalitäten für 
Triloge sowie das Kapitel über Vermittlungsverfahren aufgenommen werden. Darüber hinaus sollten die 
Organe eine Überarbeitung der IIV über Haushaltsdisziplin, Zusammenarbeit, wirtschaftliche 
Haushaltsführung und Eigenmittel, insbesondere von Anhang I über interinstitutionelle Zusammenarbeit 
während des Haushaltsverfahrens, in Betracht ziehen, um die Beschränkungen in Notlagen zu berücksichtigen.  

Weitere Bemühungen könnten darauf verwendet werden, die Transparenz und Rechenschaftspflicht des 
Entscheidungsprozesses der EU im Allgemeinen zu erhöhen. Dazu sollte die Veröffentlichung von 
Abstimmungsergebnissen in einem besser lesbaren, visuellen, offenen und zugänglichen Format im Verlauf 
der Abstimmungen gehören. Die Transparenz von Trilogen ließe sich außerdem durch die Einrichtung 
regelmäßiger Medienbriefings vor und nach Trilogen verbessern. Die neu eingesetzten digitalen 
Werkzeuge des Parlaments ermöglichen es, dass viele Aktivitäten in einer postpandemischen Lage nur noch 
online oder als Hybridmodell durchgeführt werden.  
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